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STEB Stadtentwässerungsbetrieb Paderborn | 33095 Paderborn DIE BETRIEBSLEITUNG 

 
An den  
Präsidenten des Landtags NRW 
Herrn Andre Kuper 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
Per E-Mail an: anhoerung@landtag.nrw.de 
 

 Bentfelder Straße 12 

33106 Paderborn 

Telefon 0 52 51 / 88-128 00 

E-Mail info@steb-paderborn.de 

 

Auskunft Herr Beine 

Raum ZE 1.02 

Telefon 05251 881-2800 

E-Mail markus.beine@paderborn.de 

DATUM UND ZEICHEN IHRES SCHREIBENS 
 

 

MEIN ZEICHEN UND SCHREIBEN VOM 
 

 

DATUM 
 

16.05.2025 
 

 
 
Anhörung der Enquetekommission III „Wasser in Zeiten der Klimakrise“ am 26. Mai 2025 zum 
Thema „Abwasserentsorgungsinfrastruktur“ 

Stellungnahme des Stadtentwässerungsbetriebes Paderborn (STEB) 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident Kuper, 

ich bedanke mich ganz herzlich für die Möglichkeit einer Stellungnahme zu dem überlassenen Fra-
genkatalog aus Sicht eines kommunalen Eigenbetriebes in Ostwestfalen-Lippe (OWL). 

Meiner Stellungnahme möchte ich gerne einige Informationen zum Stadtentwässerungsbetrieb Pa-
derborn (STEB) vorausschicken. 

Der STEB ist eine eigenbetriebsähnliche Einrichtung der Stadt Paderborn, die nach den Vorgaben 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (NRW) in Verbindung mit der Eigenbe-
triebsverordnung NRW geführt wird. 

Der STEB verantwortet mit seinen 99 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Wesentlichen die Pla-
nung, den Bau und den Betrieb des mehr als 1.000 Kilometer umfassenden Kanalnetzes im Stadt-
gebiet und der zentralen Kläranlage im Ortsteil Paderborn-Sande mit einer genehmigten Ausbau-
größe von 536.000 Einwohnerwerten (CSB). 

Der STEB nimmt die Abwasserbeseitigungspflicht für die Stadt Paderborn mit ihren rd. 158.000 Bür-
gerinnen und Bürgern wahr und erwirtschaftet einen Jahresumsatz von rd. 44 Mio. Euro. 
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Frage 1.: In welchem Zustand befindet sich die Abwasserentsorgungsinfrastruktur in NRW, 

und welcher Umfang an Reparatur- und Modernisierungsmaßnahmen ist erforderlich? Wo be-

stehen bürokratische Hindernisse sowohl bei der Instandhaltung als auch bei der Moderni-

sierung von Abwassersystemen, und welche Herausforderungen sowie Ansätze für Lösungen 

gibt es in der Netzinfrastruktur? 

Eine pauschalierte Aussage zum Zustand der Abwasserentsorgungsinfrastruktur in NRW ist aus mei-

ner Sicht nicht seriös zu treffen, da die (Re)Investitionsbereitschaft der abwasserbeseitigungspflich-

tigen Kommunen, Betriebe und Verbände im Land aus den verschiedensten Gründen sehr unter-

schiedlich war und vermutlich auch noch ist. 

Die jüngst veröffentlichte Studie des VKU beziffert den bundesweiten (Re)Investitionsbedarf in die 

Abwasserentsorgungsinfrastruktur mit rd. 26 Mrd. € pro Jahr (!), was überschlägig einer Vervierfa-

chung der bisherigen Investitionstätigkeit entspricht. 

Der weit überwiegende Teil der nordrhein-westfälischen Kanalnetze ist, so wie auch in Paderborn, 

etwa zwischen 1960 und 1975 gebaut worden. Unterstellt man eine mittlere Nutzungsdauer von 75 

Jahren, werden diese Teile der Kanalnetze bis 2035 bzw. bis 2050 ihr (theoretisches) Nutzungsende 

erreicht haben und einer grundlegenden Re-Investition bedürfen. 

Wir befinden uns also bereits schon +/- mitten in einer gewaltigen Re-Investitionsphase. Spürbar wird 

das bereits u.a. daran, dass sich die Suche und die Beauftragung von geeigneten Planungsbüros 

sowie ausführenden Fachfirmen immer schwieriger gestaltet. 

Als limitierenden Faktor für die Realisierung der notwendigen Investitionen sehe ich daher weniger 

„bürokratische Hindernisse“, sondern vielmehr die Verfügbarkeit der personellen Ressourcen in den 

kommunalen Betrieben, den Planungsbüros und nicht zuletzt bei Lieferanten und ausführenden 

Fachunternehmen. 

Gleichwohl würden bspw. eine Vereinfachung (Stichpunkt Digitalisierung) im Bereich des wiederkeh-

renden Berichtswesens sowie der regelmäßigen Erhebung von Daten deutliche personelle Ressour-

cen freisetzen, die zudem wesentlich sinnvoller eingesetzt werden könnten. 

Ein weiterer, die notwendige Bautätigkeit limitierender Aspekt ist aus meiner Sicht die mangelnde 

Akzeptanz und die fehlende Wertschätzung in der Bevölkerung, in den Medien resp. in der Presse 

und tlw. auch in der (Lokal)Politik gegenüber den notwendigen Unterhaltungs- und Investitionsmaß-

nahmen, nicht nur in der Abwasserinfrastruktur. (Tief)Bautätigkeiten haben aber nun mal störende 

Auswirkungen auf den Alltag der Menschen. 

Digitale Alterungs- und Substanzwerterhaltungsmodelle für die Kanalnetzinfrastruktur können für 

eine zielgerichtete Investitionstätigkeit enorm hilfreich sein, um die limitierten finanziellen und perso-

nellen Ressourcen an den richtigen Stellen effizient einsetzen zu können.  
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Frage 2.: Welche Auswirkungen hat der Klimawandel auf die Anforderungen an abwasser-

technische Anlagen? Inwieweit sind die derzeitigen Systeme zum Umgang mit Abwasser und 

Regenwasser zukünftig noch anwendbar? Wie sollten sie gegebenenfalls angepasst oder er-

gänzt werden? 

Der Klimawandel beeinflusst die Anforderungen an abwassertechnische Anlagen erheblich.  

In Paderborn wie auch größtenteils in OWL sind überwiegend Trennsysteme für die getrennte Ablei-

tung von Schmutzwasser und Regenwasser etabliert, die nach meiner Überzeugung durchaus als 

zukunftsorientiert einzuschätzen sind.  

Die Anpassung der bestehenden Kanalisation an die sich verändernden Bedingungen und Anforde-

rungen ist allerdings eine langfristige und generationenübergreifende Aufgabe. Das wird schon allein 

an der Länge des Kanalnetzes in Paderborn mit über 1.000 Kilometern schnell deutlich. 

Der Klimawandel führt tendenziell zu mehr Überflutungen, längeren Trockenperioden und erhöhten 

Stoffeinträgen resp. Emissionen u.a. aus Überläufen der Kanalisationen in die Gewässer, was die 

Anforderungen an Kläranlagen aber auch an die Regenwasserbehandlung vor dessen Einleitung in 

Gewässer erhöht. Flächenbedarfe zur Niederschlagswasserbehandlung müssen bspw. gleichwertig 

zu Flächen für Verkehr, Grünflächen und Bebauung angesehen werden.  

Smarte Steuerungssysteme für bestehende aber auch geplante Rückhalteräume in der öffentlichen 

Abwasseranlage ermöglichen bspw. die Nutzung von gespeichertem Regenwasser in Trockenperio-

den (Bewässerung, Verdunstung, …) und das rechtzeitige Entleeren der Rückhalteräume bei bevor-

stehenden (Stark)Regenereignissen. Aber auch kleinere, private Maßnahmen wie bspw. Retentions-

zisternen (Kombination aus Rückhaltung und Nutzung von Regenwasser) können helfen, die Aus-

wirkungen zu dämpfen. 

Um die Folgen von Starkregen und Überflutungen zu minimieren, ist eine enge interdisziplinäre Zu-

sammenarbeit zwischen allen relevanten Akteuren innerhalb der Kommunen (u.a. Stadtplanung, 

Grünflächen, Straßenbau) und auch mit den Planenden und den Grundstückseigentümer*innen not-

wendig.  

Langfristige Lösungen nach dem Schwammstadt-Prinzip zur Schaffung einer nachhaltigen Blau-Grü-

nen Infrastruktur, eine klimaresiliente Stadtplanung und auch Flächenentsiegelungen können helfen, 

das Wassermanagement zu optimieren. All das benötigt allerdings Zeit, neue Planungsansätze bei 

allen Beteiligten und, bedingt durch aufwendigere Abstimmungsprozesse, personelle Ressourcen.  

Die Kommunen sollten zudem Eigentümer*innen über Gefahren und Schutzmaßnahmen informieren 

sowie durch die Umsetzung von eigenen Maßnahmen im öffentlichen Raum und an kommunalen 

Liegenschaften auch eine Vorbildfunktion einnehmen. 
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Dabei ist insbesondere auch klarzustellen, dass das Kanalnetz primär der Ableitung von Regenwas-

ser bei einem 3- bis 5-jährigen Bemessungsabfluss dient und eben nicht den Schutz vor Überflutun-

gen aus Starkregenereignissen gewährleisten kann. Hier sind nicht nur die Kommunen, sondern vor 

allem auch die betroffenen Bürger*innen und Grundstückseigentümer*innen in der Verantwortung! 

Wir arbeiten daran. 

 

Frage 3.: Welche praktischen Herausforderungen entstehen unter den veränderten Klimabe-

dingungen für die Abwasserwirtschaft insgesamt, wie kann diesen begegnet werden? 

Eine praktische Herausforderung besteht z.B. in der multifunktionalen Nutzung öffentlicher 

(Grün)Flächen.  

Was sind bspw. die (rechtlichen) Folgen der Nutzung einer Spielplatzfläche als Retentionsfläche für 

seltene Starkregenereignisse, wenn diese planmäßig kurzfristig und kurzzeitig einige Zenti- oder 

auch Dezimeter mit Regenwasser eingestaut wird? Wird daraus in dem Fall eine „Abwasseranlage“, 

die eingezäunt und vor unbefugtem Zutritt mittels Zaunanlage geschützt sein müsste? Welche Haf-

tungsrisiken für die Kommune folgen in diesem Fall aus der Verkehrssicherungspflicht? Wir scheitern 

schon bei der Anlage von flachen Retentionsmulden auf Kindergarten- und Schulgeländefreiflächen 

aus der Angst vor Haftungsrisiken. Das kann es nicht sein. 

Eine weitere Komponente der Starkregenvorsorge ist die planungsrechtliche Festsetzung von Not-

wasserwegen sowohl bei Neuerschließungen aber auch im Bestand. Was für Neuerschließungen 

inzwischen gelebter technischer Standard sein dürfte, ist im Bestand eine riesige Herausforderung. 

Welche rechtlichen Möglichkeiten zur Durchsetzung von Notwasserwegen gibt es? Denn diese sind 

i.d.R. zwangsläufig mit einer Nutzungseinschränkung auf privaten Flächen verbunden. 

 

Frage 4.: Welche Hindernisse bei der Umsetzung notwendiger Maßnahmen sehen Sie? Kön-

nen diese Hindernisse durch Änderungen des technischen Regelwerks oder der politischen 

Rahmenbedingungen beseitigt werden? 

Ich sehe die fortlaufend steigenden wasserrechtlichen und anderen gesetzlichen Anforderungen an 

die Abwasserbeseitigungspflichtigen als ein wesentliches Hindernis für die Aufrechterhaltung der Ab-

wasserinfrastruktur. Man könnte fast den Eindruck gewinnen, dass die Substanzerhaltung der Ab-

wasserinfrastruktur als so selbstverständlich erachtet wird, dass sie schon fast zur Nebensache wird. 
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Beispiel:  

Entwurf eines Erlasses über die Anforderungen an die Niederschlagswasserbewirtschaftung und -

behandlung im Misch- und Trennverfahren zur Einleitung in Oberflächengewässer (12/2024). 

Die gemeinsame Stellungnahme des Städtetags NRW, des Landkreistags NRW und des Städte- und 

Gemeindebundes NRW vom 14.03.2025 zum vorliegenden Entwurf zeigt die „Schwachstellen“ aus 

meiner Sicht sehr deutlich auf.  

Vorweg: Die Abwasserwirtschaft ist sich ihrer Verantwortung für die stetige Verbesserung ihrer Um-

weltleistung sehr bewusst und nimmt diese auch aktiv wahr! 

Mit dem o.g. Entwurf werden die Anforderungen an die Niederschlagswasserbewirtschaftung aller-

dings derart verschärft, dass nahezu jede Niederschlagswasser-Einleitungsstelle in ein Gewässer 

dagegen verstoßen dürfte. Die formulierten Ziele sind aus meiner Sicht kaum erreichbar. 

Eine Folge: Die Befreiung von der Abwasserabgabe für Niederschlagswasser aus der öffentlichen 

Kanalisation ist faktisch nicht mehr möglich. 

Die Gesetzgebung ist sich offenbar der Schwierigkeiten und Herausforderungen der Abwasserwirt-

schaft schon bei der bisherigen Umsetzung von Maßnahmen z.B. zur Regenwasserbehandlung nicht 

bewusst. Hier wäre ein Dialog vor der Erarbeitung von Entwürfen und ein gemeinsames „Commit-

ment“ auf strategische Ziele wünschenswert. 

Beispiel: 

Der STEB PB betreibt derzeit 359 Gewässereinleitungen aus Trennsystemen mit einer angeschlos-

senen Fläche von etwa 1.700 Hektar. Angenommen für nur die Hälfte der Einleitungsstellen wäre 

eine Regenwasserbehandlung notwendig, so müssten fast 180 Regenwasserbehandlungsanlagen 

für etwa 850 Hektar angeschlossener Fläche in den verschiedensten Größen und Anlagenvarianten, 

von der belebten Bodenzone über dezentrale Lamellenklärer bis hin zu Regenklärbecken und sehr 

flächenintensiven Bodenfiltern, errichtet werden. Weiterhin angenommen wir würden im Schnitt 5 

Anlagen per Anno umsetzen können, würden wir einen Zeitraum von mindestens 36 Jahren für die 

Umsetzung benötigen. Angenommen die Regenwasserbehandlung für einen Hektar abflusswirksa-

mer Fläche bedarf einer durchschnittlichen Investition von 150.000 Euro, errechnet sich ein über-

schlägiger Investitionsbedarf in Höhe von rd. 127.000.000 Euro(!). 

Das allein ist eine gewaltige Aufgabe, insbesondere innerhalb gewachsener, urbaner Siedlungsstruk-

turen mit beengten Platzverhältnissen und komplexen Eigentumsverhältnissen! 
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Mit welchen (rechtlichen) Anforderungen sehen wir uns als Abwasserbeseitigungspflichtige neben 

den kommunal- und wasserrechtlichen Anforderungen zudem konfrontiert?  

Besonders auch in unseren Rollen als Biogas-/Klärgas-Produzenten, Wind-/Photovoltaik-/BHKW-

Stromerzeuger, Stromversorger, Abwasserwärme-/BHKW-Wärme-Erzeuger, Wärmeversorger, etc.? 

- BSI-Gesetz – BSIG, 

- KRITIS-Dachgesetz, 

- NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicherheitsstärkungsgesetz (NIS2UmsuCG), 

- Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023, 

- Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz – KWKG 2025, 

- Energiesteuergesetz (EnergieStG), 

- etc. 

Fazit: Der rechtliche Rahmen für die immer vielfältiger werdenden Tätigkeitsbereiche schränkt die 

Innovationsdynamik kleiner und mittlerer (Stadt)Entwässerungsbetriebe, gleich welcher Organisati-

onsform, zunehmend ein, weil sie gegenüber größeren Betrieben / Verbänden insbesondere die per-

sonellen Ressourcen und Qualifikationen nicht mehr im notwendigen Umfang zur Verfügung stellen 

können. 

Rechtsgrundlagen müssen verschlankt und vereinfacht werden! 

 

Frage 5.: Welche Entwicklung erwarten Sie bei der Wasserqualität (z. Bsp. Viren, Bakterien, 

Schadstoffe, Nährstoffe, Mikroplastik und Salze) in Abwasser und Fließgewässern infolge des 

Klimawandels, und wie sollte damit umgegangen werden? 

./.  
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Frage 6.: Wie können Kommunen bei der Umsetzung notwendiger Maßnahmen in der Abwas-

serbewirtschaftung noch besser unterstützt werden? 

Die Fördermittel-Landschaft sollte m.E. deutlich verschlankt werden, sowohl in der Breite des Ange-

botes als auch in der spezifischen Beantragung und Abwicklung.  

Niedrigschwellige und vor allem einstufige Förderprogramme mit möglichst einfachen Anforderungen 

an die Beantragung sowie an die Verwendungsnachweise sparen sowohl auf der beantragenden als 

auch auf der bewilligenden bzw. genehmigenden Seite wertvolle personelle Ressourcen, die wir zu-

künftig ohnehin nicht mehr haben werden.  

Wir benötigen unser Fachpersonal für die nachhaltige Umsetzung von Infrastrukturmaßnahmen, 

nicht für komplizierte Verwaltungsabläufe. 

In diesem Kontext möchte ich auch auf das immer noch weiter ausufernde Berichtswesen gegenüber 

den verschiedensten (Überwachungs)Behörden und eine fortschreitende „Konzeptionitis“ hinweisen. 

Hier könnten bspw. zentrale Datenbanken die Arbeit für alle Beteiligten vereinfachen und personelle 

Ressourcen für andere Tätigkeiten freisetzen. Episch lange Berichte in Prosaform sollte niemand 

mehr schreiben und auch nicht lesen müssen. Auch werden derzeit leider noch zu oft „dumme“ pdf-

Dokumente heruntergeladen, ausgedruckt, ausgefüllt, eingescannt und per E-Mail versandt. Das ist 

digitale Steinzeit! 

Zudem wird immer mehr wertvolle Zeit unseres Fachpersonals für unzählige Prüfpflichten und Doku-

mentationen gebunden. Es gibt fast nichts, was wir nicht prüfen. 

Aus meiner Sicht sollten die Prüfpflichten und -fristen, wie im Arbeits- und Gesundheitsschutz üblich, 

Ergebnis der individuellen Gefährdungsbeurteilungen in den Betrieben sein. Viel zu häufig wird hier 

deutlich zu hoher Aufwand betrieben, um aus Haftungsgründen „auf der sicheren Seite“ zu sein und 

bloß nicht angreifbar zu werden. Wir müssen wieder lernen Verantwortung zu übernehmen. Das 

sollte schon seitens der gesetzes- und verordnungsgebenden Stellen bei Art und Umfang der For-

mulierung von Regelungen Berücksichtigung finden. Man neigt hier im Lande viel zu sehr dazu, un-

bedingt alles und vor allem bis ins letzte Detail regeln zu wollen. Dadurch wird das Korsett aus Ge-

setzen, Verordnungen, Sicherheitsvorschriften, etc. immer enger und Gestaltungs- sowie Ermes-

sensspielräume für individuelle betriebliche Lösungen werden be- bzw. verhindert. 

Weniger ist Mehr! 

Verantwortung anstelle Vollkasko-Mentalität! 
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Frage 7.: Wie kann das Land NRW Kommunen und andere Akteure besser dabei unterstützen, 

Fördermittel des Bundes und der EU für Abwasserprojekte zu akquirieren? 

Gegenfrage: Warum konzentriert man den Fördermitteldialog nicht auf die Ebene der Bezirksregie-

rungen? Hier bestehen i.d.R. gute Kontakte, Kenntnisse über die jeweiligen örtlichen Situationen und 

ein gutes Verständnis füreinander. Je weiter der Fördergeber vom Förderempfänger entfernt ist, 

desto komplizierter und aufwendiger werden erfahrungsgemäß die Verfahren. An zu vielen Stellen 

beschäftigen sich zu viele Menschen mit zu vielen Förderprogrammen!  

Folge: Verschwendung wertvoller personeller Ressourcen! 

Positivbeispiel „Progres.NRW“:  

Förderung einer PV-Anlage auf dem Dach eines Ortsteilpumpwerks mit Speicher zur Eigenstromver-

sorgung über das Programm „Progres.NRW“;  

einfache Beantragung, zügige Antragsbearbeitung, gute persönliche Erreichbarkeit, insgesamt 

schnelle und pragmatische Abarbeitung durch die Bez.-reg. Arnsberg.  

Das macht allen Beteiligten Spaß! 

Negativbeispiel „Kommunalrichtlinie“: 

Förderung der Modernisierung der Biologischen Reinigungsstufe der Kläranlage PB über die Kom-

munalrichtlinie.  

Potenzielle Förderhöhe: rd. 1,2 Mio. Euro bei einer Gesamtinvestition von rd. 14 Mio. Euro;  

Seitens ZUG gGmbH in Aussicht gestellte Prüfdauer nach Antragseinreichung: mind. 10 Monate (!); 

Ausgang des Antragsverfahrens: vollkommen offen, absolute Ungewissheit! 

Zudem: Keine Genehmigung eines vorzeitigen Maßnahmenbeginns;  

Folge: Rücknahme des Förderantrags! Vergeudete personelle und finanzielle Ressourcen für die 

Antragserstellung! 

Das braucht kein Mensch! 

Wie viele Menschen beschäftigen sich wohl mit welchem Aufwand auf den verschiedenen Ebenen 

bei der EU, beim Bund, bei den Ländern und Bezirksregierungen und auch bei den Kommunen mit 

der Erstellung von Förderprogrammen und -bedingungen, mit der Verteilung und Bewerbung von 

Fördermitteln, mit der Antragsvorbereitung und -bearbeitung sowie letztlich mit der Überprüfung der 

Verwendung der Fördermittel?  
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Ich behaupte, dass wir uns diese Abläufe angesichts des Fachkräftemangels zukünftig schlichtweg 

nicht mehr leisten können.  

Aus meiner Sicht sollte das gesamte Förderwesen grundlegend überdacht werden. Vielleicht könnte 

die Formulierung strategischer Ziele und damit verbundene pragmatische, finanzielle Anreize eine 

Lösung sein. Es sollte weniger das Wie, sondern eher das Ziel, also das Wohin definiert werden. Das 

wiederum ermöglicht angepasste, spezifische Lösungen und setzt Innovationskräfte frei. 

Folgender Leitsatz sollte Programm sein: „Keep it small and simple!“ 

 

Frage 8.: Welche spezifischen Finanzierungsinstrumente halten Sie für notwendig, um die Sa-

nierung und den Ausbau der Wasserinfrastrukturen in Zeiten der Klimakrise und vor dem Hin-

tergrund der gestiegenen Anforderungen (z. Bsp. durch die Novellierung der Kommunalab-

wasserrichtlinie) langfristig sicherzustellen? Wie kann das Verursacherprinzip umgesetzt 

werden? 

Siehe Stellungnahme zu Frage 7. 

 

Frage 9.: Wie können bei der Umsetzung von Investitionen in die Abwasserinfrastruktur die 

Kapazitäten bei Baufirmen, Planungsbüros und öffentlichen Institutionen, z. Bsp. Genehmi-

gungsbehörden effizienter genutzt bzw. erweitert werden? Welche Ansatzpunkte sehen Sie 

hier auf den verschiedenen politischen Ebenen? 

Es gilt grundsätzlich das zu den o.a. Fragen Gesagte.  

Wir müssen das tendenziell weniger werdende Fachpersonal effizienter in unseren Kernprozessen 

einsetzen! Das betrifft Baufirmen, Planungsbüros und öffentlichen Institutionen gleichermaßen. 

Wir müssen uns weniger mit uns selbst beschäftigen, sondern vielmehr unserem ureigensten Auftrag 

nachkommen: Planen, Bauen und Betreiben einer ökonomischen und ökologischen öffentlichen Ab-

wasserinfrastruktur! 

Es wird seit Jahren, wenn nicht sogar seit Jahrzehnten über Bürokratieabbau geredet.  

Was ist in der Zwischenzeit passiert? - in den allermeisten Bereichen ist es zumindest nicht leichter 

oder weniger aufwendig geworden. Eher im Gegenteil. 

Die Uhr tickt! In den nächsten 5-10 Jahren verlassen mehr als 30 % unserer erfahrenen Leistungs-

träger unsere Betriebe! Das schreit geradezu danach, schon jetzt Unnötiges zu identifizieren, weg-

zulassen und sich auf das Wesentliche auszurichten.  

Die Philosophie des Lean Management sollte auf allen Ebenen gelebt werden! 
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Frage 10.: Welche Potenziale und Schwierigkeiten sehen Sie beim Ausbau bzw. in der Nutzung 

von Aquathermie in der Abwasserwirtschaft? Welche weiteren Möglichkeiten der Energiege-

winnung gibt es? Wo sehen Sie NRW bei diesen Punkten? 

Die kursierenden Zahlen über das Potenzial der Abwasserwärmenutzung sind aus meiner Sicht deut-

lich zu hoch gegriffen.  

Nur in wenigen Fällen befinden sich in den weitläufigen Kanalnetzen geeignete Abnehmer in der 

Nähe von wärmepotenten (Schmutzwasser)Kanälen. Gleiches gilt für den Ablauf von Kläranlagen, 

zumindest in ländlich geprägten Regionen wie in OWL. 

Ich halte die Technik gleichwohl für eine sehr gute und sinnvolle Ergänzung in einem nachhaltigen 

Energiemix. 

Dazu folgendes Beispiel: 

Der STEB Paderborn befindet sich derzeit gemeinsam mit dem Gebäudemanagement Paderborn 

(GMP) in der ganz konkreten Umsetzung von insgesamt drei Abwasserwärmenutzungsanlagen 

(AWNA) für einen großen Verwaltungsstandort sowie für vier Schulkomplexe mit einer thermischen 

Leistung von etwa 2.000 kW (!). 

An dieser Stelle sei zudem angemerkt, dass sich der Stadtentwässerungsbetrieb Paderborn (STEB), 

wie wahrscheinlich viele andere Abwasserbetriebe, in den letzten Jahren sowohl auf den Kläranlagen 

als auch in den Netzen mit ihren Sonderbauwerken zu beachtlichen Energieproduzenten und ener-

getischen „Selbstversorgern“ entwickelt haben. 

Der STEB PB betreibt bereits seit 2014 eine eigene Windenergieanlage mit einer durchschnittlichen 

Jahresstromproduktion von etwa 3,7 Mio. Kilowattstunden. Unsere Blockheizkraftwerke, in denen 

das im Klärprozess entstehende „Biogas“ zu elektrischer und thermischer Energie umgewandelt wird, 

erzeugen im Schnitt 3,8 Mio. Kilowattstunden Strom. pro Jahr. Bis zum Jahresende 2025 werden wir 

eine Photovoltaik-Stromerzeugungsleistung mittels Dach- und Freiflächenanlagen von mehr als 

2.100 Kilowatt Peak installiert haben. Wir sind schon seit Jahren (bilanziell) energieautark. 

Ich möchte mit diesen Zahlen unterstreichen und hervorheben, dass die Stadtentwässerungsbe-

triebe, Abwasserverbände, etc. im Land ein enormes Innovations- und Umsetzungspotenzial insbe-

sondere auch im Energiebereich besitzen und auch freisetzen können, wenn man sie denn lässt. 

Hier gilt es insbesondere die energie- und steuerrechtlichen Rahmenbedingungen deutlich zu ver-

einfachen! 

  



 
 
 

11 

 

Frage 11.: Wie werden sich die Abwassergebühren voraussichtlich entwickeln? Wie kann ei-

ner Steigerung entgegenwirkt werden? Wie könnten Mieter und Eigentümer bei ggfs. übermä-

ßig steigenden Abwassergebühren entlastet werden? 

Die Gleichung für die Entwicklung der Abwassergebühren ist ziemlich einfach: 

Steigende Anforderungen an die Reinigungsleistung der Kläranlagen (u.a. Mikroschadstoffe, Mikro-

plastik), an die Regenwasserbehandlung, an die Anpassung der öffentlichen Abwasseranlagen an 

die klimatischen Veränderungen, die Umsetzung des Phosphor-Recyclings aus Klärschlamm(-

Aschen), usw. haben hohe Investitionen und vor allem deutlich steigende und unmittelbar gebühren-

wirksame Betriebskosten zur Folge, die sich selbstverständlich in steigenden Abwassergebühren 

niederschlagen. 

Die konsequente Umsetzung des Verursacherprinzips und damit die Beteiligung der Inverkehrbringer 

u.a. von „Mikroschadstoffen“ sollte daher unbedingt obligatorisch sein!  

Es stellt sich zudem die Frage:  

Wie machen wir den Menschen im Land bewusst, dass eine sichere, qualitativ hochwertige und 

nachhaltige Wasserversorgung und Abwasserreinigung unabdingbar für unsere Gesellschaft sind 

und das Ganze auch seinen Preis hat? 

 

Frage 12.: Welche Möglichkeiten und Herausforderungen bestehen aktuell bei der Wiederver-

wendung von aufbereitetem Abwasser? Welche weiteren Möglichkeiten können Sie sich vor-

stellen? Wie müsste der rechtliche Rahmen dafür angepasst werden? 

Dazu folgendes Beispiel: In unmittelbarer Nachbarschaft der Kläranlage Paderborn befinden sich 

zwei Betonwerke. Hier könnte die Nutzung von gereinigtem Abwasser im Produktionsprozess sehr 

sinnvoll sein. Die Entnahme von kostbarem Grundwasser könnte durch gereinigtes Abwasser sub-

stituiert werden. Das gesundheitliche Risikopotenzial dürfte hier marginal sein.  

Mit dem Wissen um die noch im gereinigten Abwasser vorhandenen Mikroschadstoffe, Mikroplastik, 

etc. halte ich persönlich den Einsatz von aufbereitetem Abwasser in der Landwirtschaft und mithin in 

der Nahrungsmittelproduktion zum jetzigen Zeitpunkt für nicht optimal.  

Zudem müsste für eine nachhaltige Nutzung aufbereiteten Abwassers die räumliche Nähe zwischen 

Kläranlagen (Angebot) und Nutzungsstellen (Nachfrage) gegeben sein. Kläranlagen befinden sich 

i.d.R. in Fluss-/Auenbereichen, die entweder keinen „Bewässerungsbedarf“ haben oder mit dem Vor-

fluter schon eine geeignete Quelle besitzen. 
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Aktuell bestehen außerdem noch erhebliche Rechtsunsicherheiten bei der Wiederverwendung von 

gereinigtem Abwasser, da die EU-Richtlinie noch nicht in nationale Regelwerke umgesetzt worden 

ist. Die DWA arbeitet zwar an einem Merkblatt, eine Regelung seitens des Umweltministeriums steht 

aber noch aus. Insbesondere hinsichtlich der hygienischen Bewertung bestehen noch Unsicherhei-

ten. Es ist sinnvoll Regelungen zu schaffen, die über die landwirtschaftliche Nutzung hinausgehen 

und auch andere Nutzungsmöglichkeiten inkludieren.  

Aus meiner Sicht sollte der Fokus auf dezentrale oder semizentrale Systeme zur Grauwasseraufbe-

reitung und -nutzung sowie zur Grauwasserwärmenutzung gerichtet werden. Aufbereitetes Grauwas-

ser kann in der Gebäudetechnik bspw. problemlos für WC-Spülungen genutzt werden und wertvolles 

Trinkwasser einsparen. In Verbindung mit einer integralen, wassersensiblen Stadtplanung kann das 

aufbereitete Grauwasser in (Retentions)Zisternen gespeichert und für die Bewässerung von Grün-

flächen oder für die Beschickung von Wasserläufen in Grünflächen zur Verdunstung (Steigerung der 

Hitze-Resilienz) genutzt werden. Darüber hinaus kann die im Grauwasser aus z.B. Spülmaschine, 

Dusche, Badewanne enthaltene Wärme durchaus wirtschaftlich in die Gebäudetechnik zur Wärme-

versorgung integriert werden. 

 

Frage 13.: Welche technologischen Möglichkeiten gibt es für die Kreislaufführung industriell 

geführten Wassers? Welche Hindernisse sehen Sie bei der Implementierung? Wie könnte man 

diese beheben? 

s. Stellungnahme zur Frage 12. 

 

Frage 14.: Welche Auswirkungen hat der Klimawandel auf abwasserwirtschaftliche Anforde-

rungen an Unternehmen? Wie wirkt sich dies auf den Wirtschaftsstandort NRW aus? Wie kann 

diesen Herausforderungen und möglichen Nutzungskonflikten praxisnah begegnet werden? 

Beim Umbau, bei der Erweiterung und auch beim Neubau von Betriebsgeländen stellt regelmäßig 

die Planung der Niederschlagswasserbeseitigung Unternehmen und Planende vor große Herausfor-

derungen. 

Steigende wasserrechtliche Anforderungen an die Abwasserbeseitigungspflichtigen schlagen selbst-

verständlich auch auf die Anforderungen an Bürger*innen und Unternehmer*innen seitens der Ab-

wasserbeseitigungspflichtigen und Wasserbehörden durch. 

Bedauerlicherweise werden die Belange der Wasserwirtschaft und der Stadtentwässerung von Ar-

chitekten und Unternehmen zu oft als bürokratische Bremse in Planungs- und Genehmigungsverfah-

ren verstanden.  
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Bei Architekten und Unternehmen besteht häufig ein markantes „Wahrnehmungsgefälle“ zwischen 

bspw. energetischen Maßnahmen (Heizungs-/Wärmepumpentechnik, Wärmedämmung, etc.) und 

Maßnahmen zur Rückhaltung und Behandlung von Niederschlagswasser oder auch zur Starkregen-

vorsorge. Dabei sollte insbesondere den „Fachleuten“ klar sein, dass die öffentliche Abwasseranlage 

keine quantitativ und qualitativ unbegrenzte Leistungsfähigkeit bieten kann und z.B. individuelle 

Starkregenvorsorge (z.B. Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100) in erster Linie dem Schutz des 

Eigentums dient.  

Es ist aus Unternehmenssicht nachvollziehbar, dass die Investition in bzw. der Erwerb von Bauland 

selbstverständlich zuvorderst dem Unternehmenszweck dienen soll. Gleichwohl besteht i.d.R. auch 

ein Flächenbedarf für bspw. die Niederschlagswasserbeseitigung. 

Auch an dieser Stelle sollte das „Verursacherprinzip“ gelten. Wer also besonders viel und ggfs. auch 

besonders verschmutztes Niederschlagswasser „produziert“ hat den entsprechenden Aufwand zu 

tragen. – nicht die Allgemeinheit der Gebührenzahlenden! 

Die Anspruchshaltung „Ich zahle doch Abwassergebühren“ oder Aussagen wie „Ist doch nicht mein 

Problem, wenn eure Kanäle zu klein sind“ sind an der Stelle leider zu oft zu hören. 

 

Frage 15.: Welche Forschungsbedarfe sehen Sie in der Wasserforschung in NRW? Wie kön-

nen die Rahmenbedingungen verbessert werden? Wie kann der Transfer von Forschungser-

gebnissen in die Praxis verbessert werden? 

(Ab)Wasserforschung sollte hinsichtlich ihrer Förderung einfacher und schneller werden. Aktuell ist 

dieser Prozess regelmäßig deutlich zu bürokratisch. Sinnvoll wäre es, nicht nur Pilotprojekte zu för-

dern, sondern insbesondere auch Monitoring-Programme im Bestand, wie z.B. bei der dezentralen 

Regenwasserbehandlung und -bewirtschaftung. Im Sinne der Steigerung der Qualität resp. der Rei-

nigungsleistungen der Anlagen(typen) wäre ein strategischer und systematischer Ansatz sinnvoll. 

Zudem sind die aktuellen Förderphasen mit 2 – 3 Jahren zu kurz.  

 

Frage 16.: Welche Potenziale und Schwierigkeiten sehen Sie bei der Rückgewinnung von Roh-

stoffen aus Abwasser? Wo sehen Sie Chancen und Risiken für NRW bei diesen Punkten? 

Im Fokus steht hier derzeit wohl das Phosphor-Recycling aus Klärschlammaschen.  

Die potenziell verfügbaren Verfahren lösen durch Säureaufschluss der Aschen neben dem Phosphor 

z.B. auch Aluminium-, Eisen- und Calciumverbindungen sowie wie auch weitere Schwermetalle als 

potenzielle Wertstoffe heraus. 
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Die Errichtung von Recyclinganlagen in wirtschaftlich sinnvoller Größenordnung wird zur Folge ha-

ben, dass Hunderttausende Tonnen Klärschlammasche an den Mono-Klärschlamm-Verbrennungs-

Anlagen (MKVA) verladen und zu den Recycling-Anlagen transportiert werden müssen, nachdem 

bereits Hunderttausende Tonnen Klärschlamm von den Kläranlagen zu den MKVA transportiert wor-

den sind. Im Anschluss an das P-Recycling muss die abgereicherte Klärschlammasche wieder ver-

laden und zur finalen Deponiestelle transportiert werden. 

Zudem sind für das P-Recycling vsstl. gewaltige Mengen an Phosphor- und Salzsäuren notwendig, 

die nur zu Höchstpreisen oder möglicherweise gar nicht zur Verfügung stehen. 

Aus meiner Sicht ist der Zeitplan für das verpflichtende P-Recycling völlig unrealistisch, zumal die 

rezyklierten Rohstoffe ohne jede wirtschaftliche Wettbewerbschance sind. 

Eine „Zwischenlagerung/Monodeponierung“ der Klärschlammaschen auf geeigneten Deponien bis 

zur Reife entsprechender Anlagentechnik scheint aufgrund mangelnder Deponiekapazitäten und 

dem unfassbar hohen Aufwand für die Einlagerung und vor allem für die Rückgewinnung der einge-

lagerten Asche absurd. 

Eine fundierte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für den gesamten Prozess der thermischen Verwertung 

von derzeit jährlich rd. 1,6 Millionen Tonnen Klärschlamm (Trockenmasse), dem Recycling von jähr-

lich rd. 650.000 Tonnen Klärschlammasche und der anschließenden Deponierung der abgereicher-

ten Aschen inklusive aller notwendigen Transporte sollte allen Beteiligten die Beantwortung der Fra-

gestellung ermöglichen, ob der Aufwand tatsächlich gerechtfertigt und vertretbar ist. 

Klar ist: Die Zeche bezahlen am Ende die (Abwasser)Gebührenzahlenden! 

 

Frage 17.: Welche digitalen Instrumente können bei der Abwasserbewirtschaftung eingesetzt 

werden? Welche Grundlagen (rechtliche, technologische und personelle Ressourcen) müs-

sen dafür geschaffen werden? 

Der STEB PB ist Teil der Kritischen Infrastruktur „KRITIS“ nach dem Gesetz über das Bundesamt für 

Sicherheit in der Informationstechnik (BSIG). 

Der STEB PB wird vsstl. ebenfalls zum Geltungsbereich des im Entwurf vorliegenden NIS-2-Umset-

zungs- und Cybersicherheitsstärkungsgesetz (NIS2UmsuCG) gehören. 

Er wird vsstl. auch dem KRITIS-Dachgesetz und somit dem Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 

Katastrophenhilfe unterliegen. 

Es ist vollkommen unstrittig, dass die Resilienzsteigerung gegen digitale und physische Angriffe auf 

die kritische Infrastruktur hohe Priorität genießt und schnellstmöglich umgesetzt werden muss. 
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Ich möchte an dieser Stelle allerdings den Spagat deutlich machen, den wir zwischen der Absiche-

rung unserer Daten und Anlagen auf der einen Seite sowie der Verfügbarmachung ausgewählter 

Daten zur Digitalisierung und Vereinfachung von Prozessen u.a. in der Kommunikation mit unseren 

Bürger*innen auf der anderen Seite ermöglichen wollen. 

Der größte „Digitalisierungsdruck“ besteht jedoch aus meiner Sicht an folgender Stelle: 

Die zentralisierte und digitalisierte Erfassung von Daten und Berichten bei den Kreis- und Landesbe-

hörden.  

Die Zeiten von Excellisten und „dummen“ PDF-Dokumenten sollten schnellstmöglich der Vergangen-

heit angehören. Daran müssen wir alle gemeinsam arbeiten. Das geschieht auch schon, könnte aber 

vlt. auch mit verstärkten personellen Ressourcen wahrscheinlich noch besser laufen. Der direkte 

Dialog und ein gemeinsames Verständnis für die Arbeiten der Beteiligten kann dabei sehr hilfreich 

sein.  

Den Sprechenden kann geholfen werden! 

 

Frage 18.: Können Sie uns „beste Beispiele aus der Praxis“ benennen? Woran machen Sie 

dies fest? 

Die internetbasierte Anwendung „ELWAS-WEB“ bietet bspw. umfassende Informationen rund um die 

Themen Abwasser, Grundwasser, Oberflächengewässer, Trinkwasser und zur Wasserrahmenricht-

linie.  

Die Anwendung könnte modernisiert und weiter ausgebaut werden und eine zentrale Rolle bei der 

Erfassung, Auswertung und Darstellung von wasserrelevanten Daten spielen. Zudem könnten auf 

der Datenbasis wichtige Benchmarks generiert und in der Breite verfügbar gemacht werden. 
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Abschließend möchte ich an dieser Stelle gerne auf das „Impulspapier“ der Allianz der öffentlichen 

Abwasserwirtschaft (AöW) e.V. mit Datum vom 13.01.2025 verweisen und aus dessen „Zusammen-

fassung und zentrale Forderung“ zitieren: 

Die öffentliche Wasserwirtschaft spielt eine zentrale Rolle in der Daseinsvorsorge. Ihre langfristige 

Handlungsfähigkeit muss auch für die Zukunft gestärkt werden. Die Infrastruktur muss erhalten und 

modernisiert werden, ihre Finanzierung auf eine stabile, gemeinwohlorientierte und gesamtgesell-

schaftliche Grundlage gestellt sowie rechtliche und administrative Hemmnisse abgebaut werden. Die 

konsequente Umsetzung des Verursacherprinzips und die Förderung der Interkommunalen Zusam-

menarbeit sind unerlässlich, um den wachsenden Anforderungen und Herausforderungen gerecht 

zu werden. 

Die Zukunft der Wasserwirtschaft in öffentlicher Hand erfordert eine klare politische Prioritätenset-

zung. Bund und Länder müssen im Rahmen einer Gemeinschaftsaufgabe (Artikel 91a GG) für Kli-

mawandelanpassung und Hochwasserschutz Verantwortung übernehmen. Dazu gehört auch die An-

erkennung wasserwirtschaftlicher Belange als ein Schutzgut von „überragendem öffentlichen Inte-

resse“. 

Mit den in der Vergangenheit geschaffenen Infrastrukturen und Leistungen hat die Wasserwirtschaft 

in öffentlicher Hand bereits ein nachhaltiges, resilientes und zukunftsfähiges Fundament geschaffen. 

Mit entschlossener politischer Unterstützung und enger Zusammenarbeit aller Akteure gilt es nun, 

diese Basis weiter auszubauen und an die aktuellen Rahmenbedingungen anzupassen – im Sinne 

des Gemeinwohls und der langfristigen Sicherung dieser lebenswichtigen Ressource für heutige und 

künftige Generationen.  

https://aoew.de/wp-content/uploads/AoeW-Impulspapier_2025-01-13-final.pdf 

 

In diesem Sinne bedanke mich nochmals für die Möglichkeit, meine Stellungnahme in das Anhö-

rungsverfahren der Enquetekommission III zur Abwasserinfrastruktur einbringen zu können.  

 

Hochachtungsvoll 

gez. 

 

Markus Beine 

Betriebsleiter 


